
N i e d e r s c h r i f t 
über die Sitzungen des Haupt- und Finanzausschusses und des Planungs- und Bauaus-

schusses vom 17. November 2016 
 
Anwesende:  Vom Haupt- und Finanzausschuss 
 Georg Raab, Edwin Wießmann, Jürgen Schäfer, Thomas Grünewald, 

Egon Saufhaus, Jürgen Beck, Edmund Stier, Markus Putz 
 

Vom Planungs- und Bauausschuss 
Christian Hess, Markus Putz (in Vertretung von Heiko Daum), Bernd 
Morgenroth, Lothar Schäfer, Jürgen Krall, Rüdiger Stapp, Tobias 
Gücklhorn, Edwin Wießmann (in Vertretung von Bernd Paulus) 

 
   Vorsitzender der Gemeindevertretung Tassilo Schindler 

Bürgermeister Uwe Olt 
Schriftführer Michael Weyrauch 

 
 
Der Vorsitzende des Haupt- und Finanzausschusses, Georg Raab, begrüßt die anwesenden 
Ausschussmitglieder, den Bürgermeister und die erschienenen Gäste und Zuschauer. Er stellt 
fest, dass die Einladung zu den Sitzungen der beiden Ausschüsse fristgerecht mit Schreiben 
vom 03.11.2016 erfolgt ist.  
 
Es besteht Einvernehmen, die Tagesordnung des Haupt- und Finanzausschusses um den Punkt 
 
11) Verkauf eines Baugrundstückes 
 
zu erweitern. Der Haupt- und Finanzausschuss und der Planungs- und Bauausschuss verhan-
deln sodann nach folgender einvernehmlich festgestellter 
 
T a g e s o r d n u n g: 
 

1. Mitteilungen 
2. Aufstellung des Bebauungsplanes „Finkenweg“ als Ergänzung zum Bebauungsplan 

„Raibacher Straße – Nußbaumäcker“ im Ortsteil Lützel-Wiebelsbach 
3. Anmeldung von Fördermaßnahmen im Rahmen des Kommunalen Investitionspro-

grammes (KIP) 
4. Verschiedenes 
5. Waldwirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2017 
6. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung einer Hundesteuer für die Ge-

meinde Lützelbach 
7. Satzung zur Änderung der Friedhofsordnung und der dazu gehörenden Gebührenord-

nung für die Gemeinde Lützelbach 
8. Kalkulation der Wassergebühren für die Jahre 2017 und 2018 und damit verbundene 

Satzung zur Änderung der Wasserversorgungssatzung der Gemeinde Lützelbach 
9. Kalkulation der Schmutz- und Niederschlagswassergebühren für die Jahre 2017 und 

2018 und damit verbundene Satzung zur Änderung der Entwässerungssatzung der 
Gemeinde Lützelbach 

10. Überprüfung der Realsteuerhebesätze für das Jahr 2017 
11. Verkauf eines Baugrundstückes 
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1. Mitteilungen 
 

Die Mitteilungen Nr. 48/1 bis 48/3 liegen schriftlich vor. Der Bürgermeister beantwor-
tet die hierzu bestehenden Nachfragen und teilt darüber hinaus aus der Sitzung des 
Gemeindevorstandes vom 15.11.2016 folgendes mündlich mit: 
 
- Zur Erweiterung von Fahrzeugabstell- und Lagermöglichkeiten ist vorgesehen, eine 

Betonfertiggarage für das Feuerwehrgerätehaus Lützel-Wiebelsbach anzuschaffen. 
Der Gemeindevorstand hat hierfür den entsprechenden Auftrag erteilt. Die Kosten 
belaufen sich auf voraussichtlich rund 20.000 €. Die Feuerwehr Lützel-
Wiebelsbach wird sich zur Hälfte an den Kosten beteiligen. 

 
- Der AMMME-Verband hat die Investitionskostennacherhebung für das Jahr 2015 

vorgelegt. Entsprechend dem seitherigen zeitlichen Rhythmus war diese Nacherhe-
bung erst im Jahr 2017 erwartet worden, sodass hierfür im Haushalt 2016 keine 
Mittel veranschlagt sind. Im Gemeindevorstand bestand Einvernehmen, die auf-
grund der vertraglichen Regelungen unstrittige Kostenanforderung jetzt zu beglei-
chen. Der Betrag in Höhe von rund 22.000 € ist vor diesem Hintergrund überplan-
mäßig bereit zu stellen. Die Deckung ist durch anderweitige Einsparungen in inves-
tiven Bereich gewährleistet. 

 
- Im Gemeindevorstand wurde das weitere Vorgehen in Sachen Baulandentwicklung 

besprochen. Der Bürgermeister hat hierzu einen Verfahrensvorschlag unterbreitet, 
der allgemeine Zustimmung fand. Dieser liegt auch den Fraktionsvorsitzenden vor. 
Er geht davon aus, dass auf Basis einer Verwaltungsvorlage sich zunächst die Frak-
tionen weitergehend mit der Angelegenheit befassen und erst im Januar eine weite-
re Zusammenkunft des eingesetzten Arbeitskreises stattfindet. Ziel ist eine Ent-
scheidung in der Gemeindevertretung im zeitlichen Zusammenhang mit der Haus-
haltsverabschiedung 2017. Voraussichtlicher Termin dafür ist Dienstag, der 
07.02.2017. Vorher findet eine gemeinsame Sitzung aller Ausschüsse am Donners-
tag, dem 02.02.2017 statt. Um Terminvormerkung wird gebeten. 

 
- Die Entega AG beabsichtigt, all ihren Kommunen im Versorgungsgebiet einen 

Vorschlag zur Errichtung mindestens einer Ladesäule für Elektrofahrzeuge im Ge-
meindegebiet zu unterbreiten. Voraussetzung ist die Berücksichtigung der Entega 
AG bei einem vom Bund aufgelegten Förderprogramm, über die in Kürze entschie-
den wird. Bei vorhandenem Interesse müssten die Kommunen voraussichtlich je-
weils 2.500 € netto pro Ladesäule an Mitfinanzierung übernehmen. Der Bürger-
meister hat das grundsätzliche Interesse der Gemeinde Lützelbach signalisiert. Die 
konkrete Entscheidung hierüber trifft der Gemeindevorstand, sobald ein konkretes 
Angebot der Entega AG vorliegt. 

 
 

2. Aufstellung des Bebauungsplanes „Finkenweg“ als Ergänzung zum Bebauungs-
plan „Raibacher Straße – Nußbaumäcker“ im Ortsteil Lützel-Wiebelsbach 

 
In dieser Angelegenheit hat die Gemeindevertretung in ihrer letzten Sitzung vom 
26.09.2016 einen Grundsatzbeschluss gefasst. Inzwischen fand ein Abstimmungsge-
spräch mit dem Antragsteller und dem ausgewählten Planungsbüro statt. Das Pla-
nungsbüro schlägt zur Ausweisung der beabsichtigten neu überbaubaren Grundstücks-
flächen einschließlich aller damit verbundenen Festsetzungen die Aufstellung eines 
separaten Bebauungsplanes „Finkenweg“ vor. Dieses Bauleitverfahren soll auf Basis 
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eines städtebaulichen Vertrages zwischen dem Antragsteller und der Gemeinde abge-
wickelt werden, in dem sich der Antragsteller zur vollumfänglichen Kostenübernahme 
verpflichtet und auch Auftraggeber gegenüber dem Planungsbüro wird. Voraussetzung 
für die Verfahrenseinleitung ist nunmehr ein offizieller Aufstellungsbeschluss durch 
die Gemeindevertretung. Zur ebenfalls beabsichtigten Erweiterung der Dachformfest-
setzungen (Freigabe für Pultdächer) für den kompletten Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes „Raibacher Straße – Nußbaumäcker“ ist ein separates vereinfachtes Ände-
rungsverfahren geplant, das zu einem späteren Zeitpunkt eingeleitet werden soll. 
 
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss und der Planungs- und Bauausschuss sprechen die 
Empfehlung an die Gemeindevertretung aus, wie folgt zu beschließen: 
 
Die Gemeindevertretung beschließt gemäß § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in 
der Fassung der Neubekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) die Änderung 
des Bebauungsplanes „Raibacher Straße - Nussbaumäcker“ für das Gebiet am Fin-
kenweg im Ortsteil Lützel-Wiebelsbach. 
 
Der Bebauungsplan erhält die Bezeichnung: „Finkenweg“. Er soll innerhalb seines 
Geltungsbereiches den Bebauungsplan LB.1 „Raibacher Straße - Nussbaumäcker“ in 
allen seinen Festsetzungen ersetzen. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergibt sich aus der nachfolgenden Karte: 

 

 
 

Sollten sich bei der Planung Abweichungen an dem vorstehend beschriebenen Gel-
tungsbereich als sinnvoll erweisen, so wird der Gemeindevorstand ermächtigt, der 
Gemeindevertretung einen geänderten Geltungsbereich im Rahmen der Beschlussfas-
sung über die öffentliche Auslegung vorzulegen. 
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Beabsichtigte Planung: 
 
Es sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden, westlich des 
Finkenweges weitere Bebauungsmöglichkeiten zu schaffen, da der bisherige Bebau-
ungsplan hier eine Fläche für die Landwirtschaft festsetzt. 
 
Der Bebauungsplan dient der Innenentwicklung und wird im beschleunigten Verfah-
ren nach § 13a BauGB aufgestellt. 
 
Die Einleitung des Änderungsverfahrens hinsichtlich der Dachformfestsetzung für den 
kompletten Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Raibacher Straße – Nußbaumä-
cker“ wird zurückgestellt, bis es dazu einen konkreten Handlungsbedarf gibt. 
 
Abstimmung: 
 
Haupt- und Finanzausschuss: 

Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 
Einstimmig   

 
Planungs- und Bauausschuss: 

Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 
Einstimmig   

 
 

3. Anmeldung von Fördermaßnahmen im Rahmen des Kommunalen Investitions-
programmes (KIP) 

 
Gemäß Beschlusslage der Gemeindevertretung vom 16.02.2016 soll für den KIP-
Anteil des Bundes (rd. 545.000 € - 490.000 € Zuschuss, 55.000 € Darlehen mit Zins-
übernahme Land und Tilgung durch die Kommune) energetischen Sanierungsmaß-
nahmen Priorität eingeräumt werden. Konkret in Aussicht genommen ist die Sanie-
rung der Heizungs- und Lüftungssysteme in der Fritz-Walter-Halle und der Mehr-
zweckhalle Rimhorn. In den Erläuterungen zur Gemeindevertretersitzung vom 
09.06.2016 wurden ausführliche Informationen zum bestehenden Handlungsbedarf 
und der Kostenschätzung eines angefragten Ingenieurbüros gegeben. Vor dem Hinter-
grund dieser Informationen und der zu erwartenden Gesamtkostengröße für beide Hal-
lenprojekte hat die Gemeindevertretung ergänzend die Absicht beschlossen, dafür ggf. 
auch den KIP-Anteil des Landes (rd. 150.000 € - 100 % Darlehen mit Zinshilfe und 
4/5 Tilgungsanteil Land) einzusetzen, der gemäß Ursprungsbeschluss eigentlich für 
Sanierungsmaßnahmen im Bereich der Straßen und Gehwege verwendet werden soll-
te. 
 
Inzwischen wurde ein weiteres Ingenieurbüro angefragt, das zu beiden Maßnahmen 
Kostenschätzungen auf Basis einer reinen Öl-/Gasbrennwertheizung vorgelegt hat. 
Auch das andere zuvor angefragte Ingenieurbüro hat daraufhin seine Kostenschätzung 
für die Fritz-Walter-Halle (die zunächst eine Kombination aus Pellet- und Ölheizung 
beinhaltete) angepasst und auf dieser Basis auch für die Mehrzweckhalle Rimhorn ein 
Angebot vorgelegt.  
 
Für die Mehrzweckhalle Rimhorn bewegen sich beide Kostenschätzungen in ähnli-
chem Kostenrahmen und legen ein gleichgelagertes Vorgehen zugrunde. Demnach soll 
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die Heizungsanlage im bestehenden Raum erneuert und ein neues Lüftungsgerät auf 
das darüber liegende Dach gestellt werden. Der überschlägig ermittelte Kostenrahmen 
liegt bei rund 200.000 € einschließlich Planungshonorar, aber zuzüglich erforderlicher 
Bauleistungen. 
 
Bei der Fritz-Walter-Halle gibt es Unterschiede in den vorgeschlagenen Ausführungs-
varianten, die nicht unerhebliche finanzielle Auswirkungen haben. Bei dem einen 
(günstigeren) Vorschlag soll die neue Lüftungsanlage im Freien (neben dem derzeiti-
gen Heiz- und Lüftungsraum im Kellergeschoss bzw. der Küche im Erdgeschoss) auf-
gestellt und die neue Heizungsanlage (Ölkessel und Warmwasserspeicher) im seitheri-
gen Heiz- und Lüftungsraum verbleiben. Hierfür werden die Kosten auf rund 210.000 
€ (einschließlich Planungshonorar) geschätzt, wobei die einzelnen Kostenkomponen-
ten in dem Angebot pauschal dargelegt sind. Der andere Vorschlag geht davon aus, 
dass die neue Heizungsanlage im derzeitigen (bei Veranstaltungen seither auch als Bar 
genutzten) Stuhllager im Erdgeschoss untergebracht wird, um auf einen noch teureren 
separaten Anbau zu verzichten. Hierfür müsste etwa ein Drittel des Raumes abgetrennt 
und zur Verfügung gestellt werden. Die neue Lüftungsanlage soll im derzeitigen Heiz- 
und Lüftungsraum untergebracht werden. Diesem Vorschlag liegt eine Kostenschät-
zung von rund 350.000 € (einschließlich Planungshonorar) zugrunde, die eine detail-
liertere Aufstellung der einzelnen Komponenten beinhaltet. Bei beiden Varianten müs-
sen noch Kosten für erforderliche Bauleistungen hinzugerechnet werden, die aber erst 
nach vertiefender Entwurfsplanung zu beziffern sind. 
 
Am 02. und 03.11.2016 fanden jeweils Ortstermine mit beiden Ingenieurbüros unter 
Beteiligung des Gemeindevorstandes und der Fraktionsvorsitzenden statt. Beide Büros 
haben dabei ihr jeweiliges Konzept erläutert. Eine Auswahlentscheidung ist derzeit 
noch nicht zu treffen, zumal hierfür unter vergaberechtlichen Gesichtspunkten auf-
grund der Auftragshöhe im Vorfeld noch ein Interessenbekundungsverfahren durchzu-
führen ist. Gegenstand der jetzigen Entscheidung ist lediglich die Anmeldung der 
Maßnahmen für das KIP auf Basis einer überschlägigen Kostenschätzung. 
 
Gemäß den Förderbestimmungen ist eine gleichzeitige Anmeldung einer Maßnahme 
für das Bundes- und Landesprogramm nur möglich, wenn diese sich in klar abgrenz-
bare Bauabschnitte aufteilen lässt, die dann auch separat angemeldet werden müssen. 
Da sich eine solche Trennung für die beiden Hallenprojekte kaum darstellen lässt, 
wird vorgeschlagen, diese auf den Bundesanteil zu beschränken und mit 300.000 € 
(Fritz-Walter-Halle) und 245.000 € (Mehrzweckhalle Rimhorn) anzumelden. Ver-
schiebungen innerhalb des Bundesprogrammes sind bis zum ersten maßnahmenbezo-
genen Mittelabruf noch möglich. Sofern die Fördergelder nicht ausreichen sollten, 
müsste die Gemeinde die Restfinanzierung tragen. 
 
Für den Landesanteil in Höhe von rund 150.000 € schlägt der Gemeindevorstand fol-
gende Anmeldungen vor: 
 

·  30.000 € als Pauschalmittel für kleinere Instandhaltungsmaßnahmen und kleinere 
Anschaffungen. (Beim Einsatz dieser Mittel ist die Gemeinde relativ frei. Die Hö-
he ist aber auf maximal 20 % des Kontingents beschränkt.) 

·  70.000 € für kleinräumliche Deckenerneuerungen von Gemeindestraßen. (Hierzu 
soll auf Basis der im Frühjahr stattgefundenen Ortsbefahrung mit fachlicher Un-
terstützung ein dieser Summe entsprechendes „Paket geschnürt“ werden.) 

·  50.000 € für die Neugestaltung der Freifläche im Rathaushof 
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Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss und der Planungs- und Bauausschuss sprechen die 
Empfehlung an die Gemeindevertretung aus, entsprechend den Vorschlägen des Ge-
meindevorstandes und des Ergebnisses aus der Ausschussberatung wie folgt zu be-
schließen: 
 
Anmeldung für die Bundesförderung in Höhe von rund 545.000 €: 
 
- 300.000 € für die Erneuerung der Heizungs- und Lüftungsanlage in der Fritz Wal-

ter-Halle Lützel-Wiebelsbach 
- 245.000 € für die Erneuerung der Heizungs- und Lüftungsanlage in der Mehr-

zweckhalle Rimhorn 
 
Anmeldung für die Fördermittel des Landes in Höhe von rund 150.000 € 
 
- Den kompletten Betrag für die Neugestaltung von Freiflächen im Rathaushof und 

damit eventuell verbundene Umbaumaßnahmen zur Schaffung neuer Räumlichkei-
ten für die Jugendarbeit  

 
Abstimmung: 
 
Haupt- und Finanzausschuss: 

Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 
Einstimmig   

 
Planungs- und Bauausschuss: 

Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 
Einstimmig   

 
 

4. Verschiedenes 
 

- Gemeindevertreter Jürgen Schäfer bittet darum, im Vorfeld der anstehenden Haus-
haltsberatung 2017 Informationen über die Inanspruchnahme der Jugendräume auf 
Basis von Anwesenheitslisten vorzulegen. 

 
- Gemeindevertreter Jürgen Schäfer spricht die bestehenden Parkprobleme im Be-

reich der Hauptstraße im Ortsteil Seckmauern an. Der Bürgermeister kündigt an, 
dass hierzu eine Planung zur Einrichtung einer Parkverbotszone mit Parkflächen-
markierungen erstellt wird und auf dieser Basis sodann eine Anlieger- bzw. Bür-
gerversammlung stattfindet. Erst wenn hierüber eine ausreichende Abstimmung 
stattgefunden hat und Einvernehmen über die Umsetzung auch mit den zuständigen 
Behörden besteht, erscheint auch eine verstärkte Kontrolltätigkeit sinnvoll. 

 
 
Ende des gemeinsamen Sitzungsteiles. 
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5. Waldwirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2017 
 

Das Forstamt Michelstadt hat den Entwurf des Waldwirtschaftsplanes für das Wirt-
schaftsjahr 2017 vorgelegt. Der Planentwurf schließt mit einem positiven Geschäftser-
gebnis in Höhe von 18.573 € ab. Wie üblich ist vorgesehen, dass der Planentwurf im 
Zuge der Beratung und Beschlussfassung in der Gemeindevertretung vorgestellt und 
erläutert wird.  
 
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss und der Planungs- und Bauausschuss sprechen die 
Empfehlung an die Gemeindevertretung aus, den Entwurf des Waldwirtschaftsplanes 
für das Wirtschaftsjahr 2017 in der vorgelegten Fassung zu beschließen.  
 
Abstimmung: 
 
Haupt- und Finanzausschuss: 

Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 
Einstimmig   

 
 

6. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung einer Hundesteuer für die 
Gemeinde Lützelbach 

 
Auf die in der letzten Sitzung gegebenen Erläuterungen und stattgefundenen Beratun-
gen wird verwiesen. Als Ergebnis hieraus wurde den Mitgliedern der Gemeindevertre-
tung mit der Einladung zur Sitzung der Entwurf einer Änderungssatzung übersandt. 
 
Diskutiert wird über die Hundehaltung im Zusammenhang mit einer landwirtschaftli-
chen Berufsausübung. Hierzu besteht Einvernehmen, im § 7 Ziffer 1 die landwirt-
schaftlichen Anwesen herauszustreichen. Die Formulierung dort soll nunmehr lauten:  
 
„Hunde, die zur Bewachung von bewohnten Einzelgebäuden benötigt werden, welche 
von der nächsten Wohnbebauung mehr als 400 Meter entfernt liegen.“ 
 
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss spricht die Empfehlung an die Gemeindevertretung 
aus, den vorliegenden Entwurf der Änderungssatzung zur Hundesteuersatzung mit der 
vorstehenden Änderung zu § 7 Ziffer 1 zu beschließen. 
 
Abstimmung: 
 
Haupt- und Finanzausschuss: 

Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 
Einstimmig   
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7. Satzung zur Änderung der Friedhofsordnung und der dazu gehörenden Gebüh-

renordnung für die Gemeinde Lützelbach 
 
Ausgehend von einer Anregung des Ortsbeirates Breitenbrunn hat die Verwaltung 
Überlegungen für die Aufnahme von sogenannten Wiesengräbern als eine weitere Be-
stattungsform in die Friedhofs- und Gebührenordnung angestellt. Gemeint ist die 
Möglichkeit zur Erdbestattung in einem Reihengrab, dessen Oberfläche Wiese bleiben 
und nur durch eine kleinere Grabplatte oder –stein kenntlich gemacht werden soll. 
Hierzu müssen Vorgaben zur Größe und Gestaltung und auch zur Frage einer vorüber-
gehenden Aufhügelung und Bepflanzung der Grabstätte getroffen werden. Entspre-
chende Flächen sind auf allen gemeindlichen Friedhöfen verfügbar und können kurz-
fristig ausgewiesen werden. Bei der Gebührenfestlegung muss gegenüber dem norma-
len Reihengrab, das derzeit 720 € und ab dem 01.01.2017 780 € kostet, ein Zuschlag 
für die 30jährige Flächenpflege durch die Gemeinde berücksichtigt werden. Bei der 
2015 in Auftrag gegebenen Kalkulation wurden für die Pflege der anonymen Urnen-
grabstätten über den Kalkulationszeitraum von drei Jahren Kosten in Höhe von rd. 
30.000 € zugrunde gelegt. Bei 30 angenommenen Bestattungen dieser Art ergab sich 
ein Pflegekostenanteil von rd. 1.000 € pro Bestattung, der bei der Gebührenfestsetzung 
letztlich aber nur etwa zur Hälfte (522 €) berücksichtigt wurde. Im Sinne eines „prag-
matischen“ Vorgehens könnte dieser Pflegekostenanteil auch auf die neue Bestat-
tungsart übertragen werden. Damit würde sich eine Gebühr von 1.300 € (bzw. 1.290 € 
oder 1.320 € wegen der besseren Teilbarkeit) ergeben. Im gebührenrechtlichen Sinne 
wäre allerdings durchaus eine höhere Gebühr vertretbar bzw. angezeigt. Die Gebühren 
in anderen Kommunen, die eine solche Grabart anbieten, zeigen ein weites Spektrum 
auf. 
 
Der Gemeindevorstand hat die Angelegenheit beraten und Empfehlungen für entspre-
chende Änderungen zur Friedhofsordnung und zur dazugehörenden Gebührenordnung 
ausgesprochen, die mit der Sitzungseinladung vorgelegt wurden. 
 
Diskutiert wird über die Gestaltung der Grabplatte und das Verfahren zur Beschaf-
fung. Nach Beratung besteht Einvernehmen, § 20 a Abs. 4 wie folgt neu zu fassen: 
 
„Als Grabmal ist ausschließlich eine Schriftplatte in der Größe 50x40 cm gestattet, die 
nach vorherigem Auftrag durch die Nutzungsberechtigten in einheitlicher Form und 
mit einheitlicher Beschriftung von der Friedhofsverwaltung beschafft und eingelassen 
wird. Die Kosten für die Beschaffung und die Einlassung der Schriftplatte sind vom 
Auftraggeber zu tragen.“ 
 
Vor dem Hintergrund des auf die Gemeinde zukommenden Pflegebedarfes besteht au-
ßerdem Einvernehmen, die vorgeschlagene Nutzungsgebühr nicht auf 1.320 €, sondern 
auf 1.500 € festzusetzen. Demzufolge verändert sich auch die Gebühr in § 8 Abs. 3 der 
Gebührenordnung für die Verlängerung des Nutzungsrechtes von den vorgeschlagenen 
44 € auf 50 € pro Jahr. 
 
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss spricht die Empfehlung an die Gemeindevertretung 
aus, die vorgelegten Änderungssatzungen zur Friedhofsordnung und der dazu gehö-
renden Gebührenordnung unter Berücksichtigung der vorstehenden Vorschläge zu be-
schließen.  
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Abstimmung: 
 
Haupt- und Finanzausschuss: 

Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 
Einstimmig   

 
 

8. Kalkulation der Wassergebühren für die Jahre 2017 und 2018 und damit ver-
bundene Satzung zur Änderung der Wasserversorgungssatzung der Gemeinde 
Lützelbach 

 
Im Jahr 2014 hat die Gemeinde ihre Wassergebühren erstmals extern für einen Zwei-
jahreszeitraum kalkulieren lassen und auf dieser Basis festgesetzt. Der Kalkulations-
zeitraum läuft Ende 2016 aus, sodass eine Neukalkulation für die Jahre 2017 und 2018 
ansteht, mit der der Gemeindevorstand erneut die Firma Eckermann & Krauß mit Sitz 
in Dieburg beauftragt hat.  
 
Die von der Firma Eckermann & Krauß erstellte Kalkulation wurde mit der Einladung 
zur Sitzung in digitaler Form vorgelegt. Der Bürgermeister gibt hierzu ergänzende 
mündliche Erläuterungen. Demnach wird vorgeschlagen, die Frischwassergebühr pro 
Kubikmeter Verbrauch von derzeit 1,92 € (1,79 netto) auf 1,80 € (1,68 €) für den Kal-
kulationszeitraum der Jahre 2017 und 2018 festzusetzen. 
 
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss spricht die Empfehlung an die Gemeindevertretung 
aus, entsprechend dem Ergebnis der Gebührenkalkulation die Frischwassergebühr 
pro Kubikmeter Verbrauch ab dem 01.01.2017 auf 1,80 € (1,68 € netto) festzusetzen 
und eine entsprechende Änderungssatzung zur Wasserversorgungssatzung zu be-
schließen. 
 
Abstimmung: 
 
Haupt- und Finanzausschuss: 

Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 
Einstimmig   

 
 

9. Kalkulation der Schmutz- und Niederschlagswassergebühren für die Jahre 2017 
und 2018 und damit verbundene Satzung zur Änderung der Entwässerungssat-
zung der Gemeinde Lützelbach 

 
Im Jahr 2014 hat die Gemeinde ihre Wassergebühren erstmals extern für einen Zwei-
jahreszeitraum kalkulieren lassen und auf dieser Basis festgesetzt. Der Kalkulations-
zeitraum läuft Ende 2016 aus, sodass eine Neukalkulation für die Jahre 2017 und 2018 
ansteht, mit der der Gemeindevorstand erneut die Firma Eckermann & Krauß mit Sitz 
in Dieburg beauftragt hat.  
 
Die von der Firma Eckermann & Krauß erstellte Kalkulation wurde mit der Einladung 
zur Sitzung in digitaler Form vorgelegt. Der Bürgermeister gibt hierzu ergänzende 
mündliche Erläuterungen. Demnach wird vorgeschlagen, die Niederschlagswasserge-
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bühr pro Quadratmeter Fläche unverändert auf 0,60 € und die Schmutzwassergebühr 
pro Kubikmeter Verbrauch unverändert auf 2,68 € festzusetzen. 
 
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss spricht die Empfehlung an die Gemeindevertretung 
aus, die Niederschlagswassergebühr pro Quadratmeter Fläche unverändert bei 0,60 € 
und die Schmutzwassergebühr pro Kubikmeter Verbrauch unverändert bei 2,68 € zu 
belassen. Eine Satzungsänderung ist damit nicht erforderlich. 
 
Abstimmung: 
 
Haupt- und Finanzausschuss: 

Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 
Einstimmig   

 
 

10. Überprüfung der Realsteuerhebesätze für das Jahr 2017  
 

Die Realsteuerhebesätze der Gemeinde Lützelbach wurden im letzten Jahr auf das im 
neuen kommunalen Finanzausgleich zugrunde gelegte Anrechnungsmaß angehoben 
und betragen derzeit: 
 

Grundsteuer A:  365 % 
Grundsteuer B:  365 % 
Gewerbesteuer:  357 % 

 
Die zuletzt geführte Diskussion hat gezeigt, dass die Akzeptanz für darüber hinausge-
hende Erhöhungen sehr in Frage steht. Ungeachtet dessen hat das Hessische Ministeri-
um des Innern und für Sport im neuen Orientierungsdatenerlass die Vorgabe bekräf-
tigt, dass Haushalte, deren Ergebnisplanung in 2017 nicht ausgeglichen werden kann, 
ohne eine Anpassung des Hebebesatzes der Grundsteuer B auf das landesweite Durch-
schnittsniveau nicht genehmigungsfähig sind. Dieses Niveau liegt im Jahr 2016 in der 
für Lützelbach maßgeblichen Größenklasse (weniger als 10.000 Einwohner) bei 394 
%. 
 
Damit steht und fällt die Frage, ob eine Anpassung zumindest dieses Hebesatzes erfol-
gen muss, mit dem Haushaltsausgleich 2017, der in der letztjährigen mittelfristigen 
Planung nahezu als „Punktlandung“ dargestellt wurde. Nachdem sich aus den vom 
Land prognostizierten Zahlen zum kommunalen Finanzausgleich gegenüber dieser 
letztjährigen Planung merkliche Verbesserungen ergeben und auch die Entwicklung 
der Einkommensteueranteile weiterhin positiv ist, besteht die Hoffnung, den Haushalt-
sausgleich für 2017 ohne Hebesatzveränderung erreichen zu können. Allerdings sind 
im Personal- und Sachkostenbereich teilweise auch erhebliche Mehraufwände zu be-
rücksichtigen und auch die Abschreibungswerte werden durch die laufenden und noch 
geplanten Investitionen spürbar ansteigen. Eine konkretere Aussage ist zum jetzigen 
Zeitpunkt noch nicht möglich, da der Haushaltsentwurf noch nicht erstellt ist. 
 
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss spricht die Empfehlung an die Gemeindevertretung 
aus, die Hebesätze der Realsteuern für das Jahr 2017 nicht zu verändern.  
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Abstimmung: 
 
Haupt- und Finanzausschuss: 

Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 
Einstimmig   

 
 

Ausschussvorsitzender Georg Raab stellt die Nichtöffentlichkeit der Sitzung her.  
 

 


